
Sonnabend, 24. Marz. M. 12. 1866. —- 3. Jahrgang.

Die Verfassung.
Wochenblattsur dakNella

-

Erscheint jeden Sonnabend Preis vierteljährlichbei allen Preuß. Postanstalten 41x2 Sgr., bei den
außerpreußilchenPostanstakten

7oz4Sgk» in Berlin bei allen Zeitungs-Spediteuren incl. Botenlohn 6 Sgr., in der Expedition, Taubenstr. 27, 4 XI Sar. Jnseratedie Zeile 3 Sgr.

Mit dem 1. April d. J. beginnt ein neuesAbonnement auf die »Verfassung« Die Redaktion
hofft- von ihren bisherigen Lesern das Zeugniß zu erhalten, daß sie nach besten Kräften bestrebt

ewesen ist, das Ziel, welches sie sich vom Beginn des Blattes an gesteckt hatte, im Auge zu

behalten.Treu demselben, wird unser Blatt auch fernerhin in volksthümlicherund leicht faß-
licher Weise alle unser gesammtes Staatsleben berührenden Fragen im Sinne der entschiedenliberalen
Partei besprechen.

egeben, so daßZibendin

Es wird von Berlin aus regelmäßig jeden Donnerstag A
es auch in den entferntesten Gegenden unseres Vaterlandes am Sonnabend

'

den Händen unserer Abonnenten sein kann-

bend zur Post

Sollte, trotz unseres Bemühens,
in keiner Weise gegen eine gesetzliche Bestimmung zu fehlen, doch einmal durch eine Beschlag-
nahme unseres Blattes eine Unregelmäßigkeit inder Versendung eintreten, so werden, davon
ind wir überzeugt, unsere Leser diese Unregelmäßigkeit uns nicht zur Last legen, sondern uns

ihr Wohlwollen nach wie vor erhalten. Wir bitten unsere bisherigen Leser so wie unseren
neuen Freunde, das Aboniiement für das neue Ouartal möglichstbald bei den Postanstalten
anzumelden, da nur in diesem Falle die ununterbrochene Lieferung des Blattes gesichert ist
und bei späteren Anmeldungen die vollständigeNachlieferung der erschienenen Nummern nicht
versprochen werden kann. »Im Hinblick auf die in diesem Jahre bevorstehenden Wahlen hoffen wir,
daß unsere Freunde für eine recht rege Verbreitung un eres Blattes sorgen werden«

I Der vierteljährliche Abonnementspreis beträgt bei allen preußischen Postanstakten 472
Sqr.,beiden übrigendeutschenPostanstalten 7374Sgr.; in Berlin in der Expedition, Taubenstk«27,
472 Sgr., bei sämmtlichenZeitungsspediteuren 6 Sgr. Einzelne Nummern 6 Pf. Jnserate, welche
bei der großen Auflage des Blattes im ganzen Lande Verbreitung finden, die gespaltene
Petitzeile 3 Sgr., bei ofterer Wiederholung wird ein angemessener Rabatt bewilligt.

D- Ueber etwaige Unregelmäßigkeitenin der Zustellun
bei dem betreffenden Spediteur oder der betreffenden Postan
von hier aus unser Blatt regelmäßig versandt wird.

unseres Blattes ersuchen wir,
alt Beschwerde zu führen, da

Von der

Debatte des Abgeordnetenhausesnber dcn Ober-
tribunals - Beschluß

ist in der unterzeichnetenVerlagshlandlungein Separat-Abdruck
mit den vollständigenReden der Minister, sowie der Abgeordneten
v- Fokkeubeck,Gunst, Waldeck, Tweften, Schutze-Dammsund

Simsonz nebst zwei Veilagem enthaltend das Protokoll der

Verfassungskommissionder Revisionskamnier«vom28. Se tember
1849 und das Schreiben des GeheimenJustiz- und Appe allons-

Gerichtsraths Friedrich v. Ammon vom 5. Februar 1866 er-

schienen. Im Interesse der weitesten Verbreitung ist der Preis
pro Exemplar auf nur 2 Sgr. festgesetztund liefern wir bei Ein-

seiidungdurchPkstanåvleisung
von

ks — 12 Eem lare.
15 Sgr. — 5

x p

4 ,
— l

,

frevlem Bei Einsendungvon 5 Thlr. liefernwir 100 Expl»
jedochUnfrankitt.
Wie Meriagatjandlnngvon Franz Wuniiier in Berlin,

Potsdamerstraße20.

«

Hochverrathund Aufforderung
zum Hochverrath.

Strafgesetzbuch Theil 2, Titel 1.

»Im gewöhnlichenLeben kommt es wohl vor, daß
Dieser oder Jener uns durch muthwilligeoder boshafte
Reden zu beleidigenoder zu beschädigensucht. Es muß
aber recht arg kommen, wenn wir um solcherDinge
willen eine Jnjurienklageanstrengensollen. Wir wissen,
daßLügenund Schmähungenin den Augen vernünftiger
Menschennicht dem schaden,gegen den siegerichtetsind,
sondern dem, der sie ausspricht Wir begnügenuns da-

her in der Regel, unseren Gegner zu widerlegen und zu

beschämen,oder im Gefühlunseres Rechts und unserer
Würde zuckenwir auch wohl nur stillschweigendmit den

Achseln. Käme es aber einmal vor, daß uns Einer

mit unschicklichenoder groben Worten doch nichts An-



deres als die reine Wahrheit sagte: nun, dann würden
wir am gescheutestenthun, wenn wir die Wahrheit
uns u Herzennähmenund die Grobheit als verdiente
Strafebetrachteten.

So, meinen wir, sollten es»auch die Regierung und
die Obrigkeitenmachen, wenn in Zeitungenoder anderen

Schriften in
unhöflicszem»ToneihnenVorwürfe gemacht

werden, auch wenn ie dieselbenfür vollkommen unge-
rechthalten. Nur in den seltenstenund schwerstenFällen
könnte es, so scheint es uns wenigstens, geboten sein,
daß sie den Strafrichter zu Hülfe rufen.

UnserejetzigeRegierunghat, besonders der Presse
gegenüer, in dieserBeziehungandere Grundsätze.Wir
wollen hiernichtdarüberstreiten, ob sierichtigoder unrichtig
handelt,sondern wir wollen hier nur unsere Ansichtda-
ruber aussprechen,was wir für das allerschwerstePreß-
vergehenhalten-. Es ist dies die direkte Aufforderung

um

FochverrathUm zu zeigen, daß eine solchestattsinet brauchen wir nur an gewisseAeußerungen,
wie wir sieso häufig in angeblichregierungsfreundlichen
Blättern und anderen Schriften wiederholt finden, und
von denen wir schonöfter zu unseren Lesern gesprochen
haben, zu erinnern. Es sind dies Aeußerungen,die nach
unserer Ueberzeugungnichts Geringeres enthalten, als

deutlicheAufforderungen zu gewaltsamer Ab-

änderung oder selbst Abschaffung der be-
schworenen Verfassung.

Wir sagen »zu gewaltsamer Abänderung«. Wir
bitten unsere Leser, das Wort »Gewalt« ja richtig zu

verstehen. Man denkt bei diesemWorte häufignur an

diejenige Gewalt, die mit den Fäustenoder mit Axt
und Brechstangeoder mit Säbeln und Musketen geübt
wird. Aber wenn in den Strafgesetzenvon »Gewalt«
die Rede ist, so versteht man darunter auch eine solche
rechtswidrigeGewalt, die durch gefährlicheDrohungen
oder durchMißbrauchder väterlichen,der vormunds aft-
lichen,der amtlichen Gewalt und überhauptdurch Riß-
brauch derjenigenMacht geübtwird, die irgend Je-
mandem vom Staate anvertraut ist. Um das zu
erfahren,brauchtman nicht erst die Schriften der Rechts-
gelehrtenzu«studirenz es ist genug, wenn man nur

unser
PreußischesStrafgesetzbuch mit einigerAuf-

merksamkeitlie t. «

Wer daher die Regierung,die Minister oder andere
Beamte auffordert,daß sie dieVerfassun aufhebenoder
daß sie auch nur einen Thei!der Verfassungohne Zu-
stimmungder verfassungsmaßngewähltenVolksvertreter
abändern sollen, der fordert ie auf, daß sie die vom

Staate ihnen anvertraute Macht mißbrauchensollen,
um die bestehendeStaatsverfassung gewaltsam, d. h.
mit widerrechtlicher Gewalt zu ändern.

Wer dazu auffordert, fordert zur Begehung eines
Verbrechens auf, und (worauf es hier besonders an-

kommt) seine Aufforderungist schonselbst ein Verbrechen.
Sehen wir zu, was das Strafgesetzbuchvon diesen

Verbrechen sagt. Es handelt von ihnen im zweiten
Theil und zwar im ersten Titel, der die Ueberfchrift
hat: »Hochverrathund Landesverrath.«

Jn diesem Titel heißtes gleichzu Anfang (§. 60).
»Ein Unternehmen,welchesdarauf abzielt:

1. Den König zu tödten, gefangen zu nehmen,
in Feindes Gewalt zu liefern, oder zur Regierung
unfähigzu machen, oder

2. Die Thronfolge oder die Staatsverfassung
ewaltfam zu ändern, oder

3. as Gebiet des PreußischenStaats ganz
oder theilweise einem fremden Staate einzuver-
leiben oder einen Theil des Gebiets vorn Ganzen
loszureißen-,

ist Hochverrath und soll mit dem Tode bestraft
werden«. Also auch
»Ein Unternehmen, welches darauf ab-

zielt, die Staatsverfassung gewaltsam zu
andern, ist Hochverrath und soll mit dein
Tode bestraft werden«

» · ,

Machen wir uns die Sache weiter durch ein Beispiel
klar. Denken wir uns, es könnte irgend ein Mal im

PreußischenStaate ein Mann Minister werden, der

zwar die Verfassung nicht durcheinen einzigen Ge-

waltstreich für aufgehoben erklaren wollte, der es aber

unternähme,fürs Erste etwa«das bestehendeWahlgesetz
nach seinemGutdünken abzuändern:«JnBeziehungauf
dieses Wahlgesetznun hat ein eifri er Anhänger der

jetzigenRegierung,der Berliner ObersiaatsanwaltAde-

lung, bereits vor zwei Jahren in öffentlicherGerichts-
sitzung erklärt, daß dasselbe ein ,integrirender«,d. h.
ein so wesentlicher ,,Theil unserer Verfassung« ist, daß
man dasselbenicht angreifenoder verändern kann, ohne
damit die Verfassung selbst anzugreisen oder

zu verän dern. Er hat damals auch (es war in einer

Anklage ge en den seitdem verstorbenen Las s alle)
bewiesen,dasrechtswidrige Gewalt sehr wohl auch ohne
körperlicheAngriffe auf Personen geübtwerden könne.
Wir haben also den Oberstaatsanwalt selbstauf unserer
Seite, wenn wir Folgendes sagen:

Ein Minister, der ohne vorhergegangeneZustim-
mung der Volksvertretung eine neue Wahlverord-
nung erließe,und dadurch den Artikel 115«) der
Verfassung außerKraft zu setzengeböte,würde

sich
damit einer hochverrätherischenHandlung

chuldigmachen.
Ein solcher Minister müßtedann entweder nach

§61 und 62 des Strafgesetzbuches»mitdem»Tode,
oder nach § 64 mit fünfjährigem»bislebenslanglichem
Zuchthaus, bei mildernden Umstandenaber mit Ein-

schcießungnicht unter fünf Jahren bestraftwerden. Die

Todesstrafewürde ihn nämlichnach § 62 treffen müssen-,
wenn er bereits die nöthtgenAnordnungenzur unmit-
telbaren Ausführung seiner Verordnung etroffen hätte.
Dagegen würde er nach § 64 nur mit u thaus oder

Einschließungbestraft werden, wenn er die
, erordnung

nur erst bekannt gemachthätte,ohne schon die Anstalten

us) Artikel 115 lautet: »Bis zum Erlasse des im Art. 72 vor-

gesehenenWahlgesetzeöbleibt die Verordnung vom 30. Mai 1849,
dieKWFthl

der Abgeordnetenzur Zweiten Kammer betreffend,
in ra .««



zu ihrer unmittelbaren Ausführungzu treffen. .Er hätte
nämlichdann nach den Worten des § 64 »dieihm vom

Staate ander-traute Macht«erst ,zur Vorbereitung
eines Hochverrathes. . . gemißbraucht.«
Selbstverständlichsetzenwir nicht voraus, daß ein

solcher Fall jemals in die Wirklichkeittreten könnte,wir

haben ihn nur näherausgeführt,um das Verbrechen zu

kennzeichnen,zu welchem gewisseBlätter und Adressen
mit mehr oder weni er deutlichenWorten auffordein
Aber wir haben noch hinzuzufugemdaß einesolcheAuf-
forderung, wenn sie eine offentliche ist, nach§»65
mit Zuchthaus oder Einschließungvon zwei bi·sfunf
Jahren bestraft werden soll. Jst sie dagegeneine ge-

heime oder vertrauliche,so fällt sie unter die ,,a,nderen
ein hochverrätherischesUnternehmen vorbereitenden Hand-
lungen«,welche der § 66 mit Zuchthaus oder Ein-

schließungbis zu fünf Jahren bedroht.
Natürlich tragen wir kein Verlan en darnach, ein

oder ein Paar DutzendreaktionäreAdressemoderArtikel-
schreiberin’s Zuchthaus zu bringen. Auch meinen wir,

daß die Bestimmungen des Strafgesetzbuchesviel zu

hartsind. Jnsbesondere würdenwir selbst unsere

chlimmsten politischen Gegner nichtzu der entehrenden
Strafe des Zuchthauses verurtheilt wissen wollen, denn

solcheStrafe verdient nnr ein entehrendes Verbrechen.
Politische Handlungen, wie stren sie auch unter Uni-

ständengestraft werden wüssen,scheinenuns niemals

entehrend, es sei denn, daßsie Jemand nachweisbar
um persönlichenGewinnes und zwar um schnödenGeld-

gewinnes willen unternommen hätte. Ueberdies halten
wir solche Deklamationen für ungefährlich, denn wir

sind von dem preußischenVolke überzeugt, daß es sein
gutes Rechtsichschließlichdochnicht nehmen lassenwird,
weder durch die rohe Gewalt der Fäuste,noch durch die

schlimmereGewalt, welche mit minder handgreiflichen
Mitteln geübtwerden kann.

Aufruf.
Als der Ver fassungskampffeine ersten Opfer forderte,

wurde durch den Aufruf von 24. Oktober 1862 der Na-

tionalfonds be ründet. Nicht vergebens richteten wir an

das preußischeVvk die Mahnung- Paßes für diejenigenein-

utreten habe, welcheseine Sa e fuhren. Dauer und Um-

fangdieses Kampfes ließen si damals nicht bestimmt ek-

me en.ss
Seitdem it der Verfassungsstrejtimmer weiter über seine

stptünglicheuGrenzenhinausgeschkltkmDie uns zur Ver-

fUSUUAgestellten Mittel entsprechenWederihrem Maße noch
chrfmengbegrenztenZweckenach den letzliien Verhältnissen-
Wir rufen daher angesichts der ernsten Anforderungender

Gegenwartdas preußischeVolk zu neuen Beiträgenauf, um

m erweitertem Umfange diejenigen unterstutzen zu konnen,
Fischeim gesetzlichenKampfe für die Rechte des Volkes ein-

en.

d
Wir sind bereit, Beiträge entgegen zu nehmenUnd for-

em Unsere Freunde auf, sich aller Orten den Sammlungen
ZU Unteksiehem

Berlin, den 28. Februar 1866.
Dr. Bender (Kaiharinenhof bei Wittenberg in Preußen),

Vi Carlowitz (Löwensteinbei Frankenstein), Cetto (St.

Wendel), ClasseniKappelmann (Köln a. Rhein), A.
Delbrück (Taubenstraße30.), A. Elfter (Große Frank-
furterstraße124), Dk. Frese (Lübbecke),Graf Hacke (Alt-
Ranft bei Freienwalde a. d. Oder), Häbler (Somnierau
bei Zillen), Halske (AnhaltifcheKommunikation 5), Harkort
(Weiter), v. Hennig (Lützowerweggtraße44a.a.), Heyl
(Tiergartenstraße10), Hoffmann-O lau (Görlitz), Frhr.
v. Hoverbeck (Nickelsdorf bei Allenstein), Kochhann
(Alexandrinenstraße77), Dr. Langerhans (Köpnickerstraße
121)- Laßwitz (Vresla11)- Löwe-Vielefeld (Lämmershagen
bei Heepen), Dr. Löwe-Calbe (Wilhelmsstraße86), Dr.

LüUiUg (Rheda)- C« Matkhäi (Leipzigerstraße35), v.

Meiboni (Viktoriasttaße19), Dr. Pauk (Görlitz), L.
Reich enheim (Tl)iergartenstraße19), G, Reimek (An-
haltischestraße12), Range (Mlchaelskirchstraße12), Sche-
mi oneck (Viktoriastraße31), S chulzesD e litzsch (Potsdani),
Dr. W. Siemens (Markgrafenstraße94). Soltmann
(Hollmannstraße26), Taddel »(Puttkammerstraße15), v.

Unruh (Chausseestr.7), Z acharias (Koniniandantenstr.Bla)

Die Expedition unseres Blattes (Taubenstr. 27.)
ist sehr gern erbötig,Beiträge entgegen zu nehmen und an

die Unterzeichnerdes Aufrufs zu befördern.

Politische Wochenfchau.
Preußen. Die Gerüchte von einer Mobilmachung

der preußischenArmee oder doch eines Theiles derselben meh-
ren sich,und ebenso sprechen immer mehr Thatsachen dafür,
daß die schlesischenFestungen ganz vollständigarmirt werden,
um sie in die Lage zu versetzen, eine Belagerung aushalten
zu können. Da auch aus Oesterreichund aus Sachsen Nach-
richten von sehr bedeutenden Rüstungeneinlaufen, welchesich
in ersterem Staate ganz besonders als eine Sicherstellung der

bögmischsschlesischenGrenze zei en, so kann es nicht fehlen,
da der Glaube an den wirklichenAusbruch eines Krie-

geszwischenden beiden deutschenGroßmächtenimmer mehr
lnhängerfindet. Trotzdem können wir unsere Ansicht nicht
ändern. Wir glauben nicht, daß es zu einem solchenKampfe
kommen wird, ehe sich die Verhältnissein Oesterreich sowohl
wie in Preußen geänderthaben. Oesterreich scheint uns vor

erfolgterAussöhnungmit Ungarn nicht in der Lage zu sein,
einen Krieg zu wünschenund in Preußen wird der innere
Konflikt ein sehr gewichtigerGrund sein, einen Krieg, dessen
Ausdehnungsich in keiner Weise vorher berechnenläßt, zu
vermeiden.

Daß der offen zu Tage getretene Zwiespalt zwischench
beiden deutschenGroßmächtendem Auslande willkommene
Gelegenheitbi.ten wird, den Versuch zu machen- sich m Pie
deutschen Angelegenheiten zu milchelli dan Mcht
Wunder nehmen. Es ist auch schon vpn Aktenaxls gemeldet
worden, daß die unter SchleswigHoIstelU·mlkgekhellkeVerord-

nung der englischenund französischenMitterqu VEMUFAssUUS
gegeben hat, sich in einer Note an das Preußliche·Kabl"etzU

wenden. Diese Nachricht ist zwar von den preußiichenOffi-
ziösenask-zunrichtig bezeichnetworden, indessenkann man nicht
in Abrede stellen, daß dieIWahrscheinlichkeiteinerIsolchenEin-

mi un e r groß ist.
,

schSåcxshwiPHolsteimDie preußischeRegierung hat

König von
folgendeVerordnung erlassen:
»Wir Wilhelm von Gottes Gnaden,

»

Preußen Ic. verordnen für das HerzogthuinSchleswig was

folgt:
§ 1. Ein Unternehmen, welches darauf abzielt, den in

Gemäßheitdes Wiener Friedenstraktates vom 30. Oktober



1864 und der Gasteiner Convention vom 14. August 1865 I
Uns und Sr. Maj. dem Kaiser von Oesterreichin den Her-
zogthiimernSchleswig und Holstein zustehendenSouveräne-
tätsrechtenzuwider einer anderenlandesherrlichenAutorität in

den Herzogthümernoder iii «einemderselben gewaltsam Gel-

tung zu verschaffen, soll mit Zuchthaus von 5——10 Jahren
bestraft werden. Die Strafe tritt ein, sobald eine Handlung
begangen ist, durch welche das verbrecherischeVorhaben un-

mittelbar zur Ausführunggebrachtwerden soll.
2. Haben zwei oder mehrere Personen ein derartiges

Unternehmen (§ I) verabredet, ohne dessenAusführungschon
durch Handlungen begonnenzu haben, so soll sie Zuchthaus
von 2 bis 5 Jahren treffen.
§ 3. GleicheStrafe (§ 2) soll denjenigen treffen, welcher

zur Vorbereitung eines derarti en Unternehmens (§ 1) mit
einer auswärtigenRegierung sicheiiiläßt, oder die ihm vom

Staate anvertraute Macht mißbrauchtoder Mannschafien an-

wirbt, oder in den Waffen einübt.
§4. Mit Gefängniß von drei Monaten bis zu fünf

Jahren wird bestraft: 1) Wer ein derartiges Unternehmen (§1)
durch andere, als die im § 3 bezeichnetenHandlungenvor-

bereitet. 2) Wer öffentlichdurch Rede oder Schrift zu einem

derartigen Unternehmen (§ 1) oder zu einer dasselbe vorberei-

tenden Handlung auffordert. Z) Wer öffentlichdurch Rede

oder Schrift oder anderweiti e Kundgebung den Uns und Sr.

Maj. dem Kaiser von Oe terreich in den Herzogthüinern
Schleswig FundHolftein zustehendenSouveräiiitätsrechten zu-
wider, einen Anderen für den rechtmäßigenSouverän oder

Landesherrn eines der Herzogthümeroder beider erklärt, oder

als solchen bezeichnet.
Urkundlich unter Unserer göchsteigenhändigenUnterschrift

und beigedrucktemKöniglichen »-nfiegel. «

Gegeben Berlin, den 11. März 1866. Wilhelm;
Diese Verordnung hat natürlichallenthalbeiidas·größte

Erstaunen erregt, und frägt man sich, was der Kaiser von

Oesterreich, der nach dem Wiener Frieden der Mitsouveränin
den Herzogthümernist, und dessen Hoheitsrechte ja auch in

der Verordnung in Schutz genommen werden, zu der Ver-

ordnung sagen wird, und ob er ihr seine volle Zustimmung
geben wird.

Warum hat die Regierung den Landtag
geschlosseii?-

Die drohenden Wolken, welche sich an dein politischen
Himmel zusammen zu ziehen scheinen, dürfen unsere Auf-
merksainkeitin keiner Weise von unseren inneren Verhältnissen
ablenken. Wir müssen stets im Auge behalten, daß diese
Verhältnisse vor Allem zur Zufriedenheit geordnet werden

müssen,bevor wir hoffen dürfen, daßPreußen mächtiggenug

dastehen wird, um allen Gefahren,welche ihm möglicherweise
aus der augenblicklichenpolitischenWeltlage erwachsenkönnen,
ruhi und siegesgewißentgegen zu sehen.
Daßeine solcheLösung unsererVerhältnisse nur unter

Mitwirkung der verfassungsinaßigenVertretung möglichist,
daß muß jeder, der unsere Vethnltnissemit ruhigem Blicke

betrachtet, einsehen, und deßhalbhat auch der Schluß der

Session allgemeinesErstaunen erregt, und man hat sich ge-

fragt: Welches waren die Beweggründe,die unsereRegierung
in einem Augenblick,wo die äußerenVethälttllsse sich zu ver-

wirren begannen, bestimmt hat, einen solchenSchritt zu thun.
Daß man das Seltsame der dadurch geschaffenenSitua-

tion allseitig empfunden hat, dafür liefern uns, außer der sich
in mancherlei Weise kundgebendenStimmung der Bevölkerung,
den Beweis auch die zahlreichenZuschriften und Aiifra en,

welche wir über diesen Gegenstand von unseren Lesern
empfangenhaben. Es bestimmt uns dies, auf diesenGegen-

stand heut noch einmal zurückukommen, obgleichwir über

denselbenschonfruherun ere Meinunausgesprochenhaben.
Wir»wollen«dabei ni t ausführli die Gründe erörtern,

welchedie Regierung zu dem Schluß der Session bestimmt
habenkönnen,und geht auchaus den uns zugegangenen Zu-
schriften hervor,daßman ziemlichallgemein das Hauptmotiv des

Schlusses in dein bevorstehendenBeschlußder Ziveiten Kam-

mer über den Vertrag mit der Köln-Mindener

Eisenbahn-Gesellschaft sucht. Wenn aber die Regierung
wirklich von der Annahme der vorgeschlagenenResolutioneii
einen nachtheiligenEinfluß auf den Werth dieser Aktien
befürchtet,so liegtdie Frage nahe: Sind denn diese Aktien
dadurch, daß dieser Beschluß nicht gefaßtworden ist, mehr
werth? Wir denken nein, denn jede folgendeKammer wird
diesenVertrag ebenso sbeurtheilen,als es die jetzt geschlossene
gethan haben würde, und die Besitzer jener Aktien
werden sich in deren Besitz nicht sicherer fühlen,
als sie sich gefühlt haben würden, wenn die

Kammer wirklich den Vertrag für ungültig erklärt
hatte. Deshalb kann man in dem Schluß, falls er aus

diesemGrundeerfolgt ist, iiur ein sehr schwachesund wenig
wirksames Mittel erblicken, wie dieß ja auch der sehr starke
Rückgangder Köln-Mindener Eisenbahnaktien zeigt.

Aber man findet, so sehr man sich auch bemüht,kein
anderes Motiv, und deßhalbnimmt mandies als das richtige
an, denn ein Motiv muß doch vorhanden gewesen sein, da
der Schluß sonst gar zu auffälligerscheinenmuß, wenn man

die vielen Gesetz-Vorlagenbetrachtet, welche die Regierun·
gemachthat, und deren Annahme seitens der Kammern ziemlich
sicher zu erwarten war. Eines der uns vorliegenden Schrei-
ben spricht sich darüber folgendermaßenaus:

Fast»u»i·ierklärlichist uns doch Eines. Der Minister
hatte nainlichin seiner Eröffnungsredevom 15. Januar ge-
sagt, daß es trotz des VersassungifistreitesLochiii Preußen
noch »Ziveckeund Ziele« gäbe,»in denen alle Parteien sich
eins wissen«. Wir hatten nun geglaubt, daß die Minister
solche »Zweckeund Ziele« durch diejenigenVorlagen erreichen
wollten, welche für das Wohl des Landes durchaus erforder-
lich sind, iind die außerdemmit dein Verfassungsstreitenichts
zu thun haben. Wir rechneten dahin, die Schifffahrts-
und Handels-Verträge und die Mehrzahl der vorge-
legten Gesetze,namentlich die Gesetze über die Aufhebung
des Zuschlages zu den Gerichtskosten, über die

Befreiung der ländlichen und städtischen Arbeiten

von solchen Beschränkungen, die auch eine Last
fu·r die Arbeitgeber sind, über die Aufhebung des

Einzugsgeldes in den Städten und über die Er-
werbs- Und WirthschaftssGenossenschaften. Es
unterlag auch gar keinem Zweifel, daß alle diese Verträge
und Gesetze von beiden Häusern des Landtages würden an-

genommen werden. Aber die Regierung hat durch den jähen
Schluß des Landtages das Zustandekommen auch aller dieser
so»nothiveiidigenund nützlichenVerträge und Gesetze mit
Einem Schlage unmöglichgemacht- Das ist ein Verfahren,
das wir auf keine Weise uns vollständighaben erklären kön-
nen. Kur Eines wäre denkbar,nämlich,daß die Regierung
alle jene Vorlagen darum iiber Bord geworfenhabe, weil
sie sich nicht mehr die Macht ziitraue, dem gegenwärtigen
Abgeordiietenhausegegenüber ihre bisherige Regierungsweise
aufrecht erhalten zu können. Wäre das aber-richtig, so
müßtenwir auch annehmen, daß, so lange diese Minister
im Amte sind, jedem künftigenLandtage dasselbeSchicksal
bevorsteht,wie dem so eben geschlossenen.Denn wir wer-

deii niemals den "etzigen Ministern und ihren
Freunden zu Liebe bgeordnete wählen, die eine

andere Gesinnung haben, als die gegenwärtigen
« '«

Hier-Mac-



Beilage zu Nr.12 der »Verfassung«am 24. März 1866.

Für das mit dem 1. April beginnende neue Quartal sei zum

Abonnement bestens empfohlen die

Volks - Zeitung
Organ für Jedermann aus dem value.

reis v« tl’" l'el bei allen preuß· Postanstalteii 25 Sgr., bei
P lerdeeiliachiiisdeicndeutschen Postansralten 29 Sgr-

Berliu, Verlag von Franz Duncker.

ie Volks· eitun ,
die unerschrockeneund ·bewähkte»V-Ik-

kämngerinfür dEcisReghtdes Volkes-»Di»eerchest Und EMHM
den deutschen Vaterland-en bringt taglich m Ihren anerkannt

trefflichen Leitartikeln eine Beleuchtungder allgemeinenLageund

außerdem alle politischen Nachrichten rasch und in gedrangter,
allgemein verständlicherForm·»

Daneben ist sie beinuht,durch

fortlaufende populäreAufsatze iiber naturwissenschaftliche,volks-

wirthschaftliche,kommunaleund landwirthschaftliche und andere
das allgemeineInteresse in»Anspruch nehmendeFragen ein Immer

größeresVerständnißdafur in allen Schichtendks Volkes zu

erwecken und zu fördern. Durch genaueI Berichte iiberldie Ber-

liner Fonds- und die Berliner und gxoßerenauswartligenPro-

duktenbörseiisucht sie auch die Ansprüchedes Geschaftsmannes
u befriedigen. Die Versendung von Berlin aus erfolgt mit den

älbendzügeiu
Die weite Verbreitung der Volks-Zeitungdurch ganz Deutsch-

land macht sie zu Anküiidiguiigenaller Art besonders geeignet,
die Jnsertionsgebührbeträgt sur die gewöhnlicheZeile 3 Sgr.,
für den Arbeitsmarkt sogar nur 2 Sgr., ein im Verhältniß zu
anderen verbreiteten Blättern, deren Auflage sie um das Doppelte,

B hisum das Drei- und Vierfache übersteigt, gewiß mäßiger
re s.

Für das mit dem 1. April beginnende neue Quartal sei zu
Abonnement bestens empfohlen das

Sonntags-Blatt
»für Jedermann aus dem Volke.
Begründetvon Otto Nuppius.

Herausgegeben von Friedrich Spielhagem
Erscheint sjedenSonntag in einem Bogen gr. Quart in ele-

antester Aus tattung. Preis vierteljährlichbei allen Buchhand-
ungen und Postämtern 9 Sgr.

Der Inhalt des Sonntags-Blattes besteht in:
1) Orgiiial - Novellen der bewährtestenAutoren, wie

Friedrich Spielhagen, CarlHeigel, AdolfStern,
Alfred Meißner, Maria von Rvskowska u. A.
Einem fortlaufenden All-um von Originalgedichten
oder mustergültigenUebersetzungen fremder Poesien.
Schilderungeit aus der Zeit, lebensvolle Skizzen aus

Rumänieii,Mexiko, Rußland,Schlesivig-Holstein u. s. w.,
die als Commentarezur Zeitgeschichtewillkommen sein werden.

Literarischeu Besprechungen der vorzüglicherenEis--

sdtexnuiigeiider deutschenLitteratur.

Wissenschaft fürs Leben, populäre Abhandlun en aus
allen Gebietendes Wissens, von den namhaftesten utoreii.

Lose Blatter, einer Blüthenlese von kleineren anregenden
Notizenuiid Lesefrüchtenvon Nah und Fern, aus Vergangen-
heit und Ge enwatt

Dieser vielseitige, theils unterhaltende, theils belehrende Inhalt
macht das Sonntags-Blatt zu einer überall willkommenen Er-

gänzungzu den politischenZeitungen und ermöglichtder niedriege
Preis von vierteljährlichnur 9 Sgr· Jedermann, selbst dein

weniger bemittelten, das Abonnement darauf, wozu es hiermit
bestens empfohlen sein möge.

Die Verlagshandlung von Franz Duiicker in Berlin.

2)

3)

4)

5)

6)

Mit dem 1. April c. beginnt ein neuesAbonnement auf
den in Guben wöchentlichzweimal erscheinenden

,,Fortsehritt«
UUPYetVägtder vierteljährlicheAbonnementspreis bei allen

Königl· Postnustanen 98x4Sgr· » ·

Durch reichhalti SU- sowie gediegenenInhalt: Leitartikel,
übersichtlicheDarstesunglderwichtigsten Ereignisse, Rechts-
Pflegei anyels Gewerbe- Landwirthlchaft, Wissenschaftund
Kunst- stsklstlsche Und andere Notizen, Gemeiniiütziges,Unglücks-
fällei Verbrechen Tcs Ic. Werden Wir Unsckn Lesers-cRechnung
tra en.

gWenngleichdie vielfachenMaßregelungenden Fortschritt-
in Dem Kaispr Um M VesspssunasmäßigeVolkskreiheit nicht
zu unterdrücken vermocht haben, so thut ihm jetzt doch eine

rege Theilnahme Und Unterstützungseiner Parteigenossen
wahrhaft noth, soll ferner er an der Seite seiner Kollegen
der Uten Sache opferwillig dienen!

er Preis macht die Aiischaffung unseres Blattez auch
dein weniger Bemittelten möglich,und da es iii letzterer Zeit
Bedürfnißgeworden, den liberalen Organen eine immer größere
Vskbkeitung zU Vefschsffemum dadurch die Interessen des

Vaterlandes zu fordern, so schließesich Kesan aus» dem

LelekkkeiseUUsMHauf alle nur möglicheWeise verfolgten
Blattes anzugehörenund damit die gute Sache zu fördern·
Wir ersuchen besoleers auch Unsere seitherigen Freunde, ihr
Aboiinement baldigst erneuern zu wollen, damit in der Zusens
dUUgkeine Unterbrechung stattfinde.

Guben, im März 1866.

. Die Expedition des »Fortschritts.«————————

Täglichzweimal.— Vierteljiihrl.1116Thli.
Zum Abonnement auf die täglich zweimal erscheinende

jetzt bedeutend vergrößerte

zgoaek .

Organ der Fortschrittspartei,
(begründetvon Wilhelm Dunker)

ladet die Expedition ergebenstein. Die eitun hat sich durch
ihre Billigkeit bei großer Gediegenheäeiiiienbedeutenden
Leserkreis erworben; sie ist über ganz Ponimerm die PWVEUZM
Yosen, Ost- und Westpreußenverbreitet. Sie· bringt täglich
emen Leitartikel; das politische Material wird sorgfältigge-
sichtet und alles Wichtige durch telcgraphchhe Depcfchen zur
Kenntnißder Leser ebracht. Ueber dik politischen Vorgänge iii
Berlin bringt das glattBerichte eigener Korresponden-
tcn. Die Kammerverhandlungen werden erschöpfendnnd

theilweise früher als von den Berliner Blättern mitgetheilt.
Den Nachrichten aus Stadt und Provinz wird die größte
Aufmerksamkeitgeschenkt Ein beliebter Feuilletonist schildertin

ivöcheutlichen Priefen das Berliner Leben; außerdem

Novum-, Er -al)l·niien u. s. w. An Konrseii, Markt-

berichten aus .- erlin. tettin, Brcslau, Danzig, vaekl U· s. W-

liefert die Zeitung alles, was für ein größeresPUUIFUMVoll

Jntekesse ist. Inserate werden die dretspaltigePetitzeile zii
1 Sgr. berechnet und finden die größteVerbreitung

Stettin , im März 1866.

Die Expedition der Oder-Zeitung.



»Hei er us sei-e slasag -.1 sie s-»

Im Berlage von Alexander Jenas in Berlin ist
se erschienen: »

es

E Die gewahlte :

g preußischeVolksveriretung
E im Jahre 1865 II

g von Z
g Dr. Gustav l«ewinsteiis. B

»
3 Bogen 8· Preis 5 Sgr. Z
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«Es-Die ,,Sorauer Zeitung
« (Redakteur: J. Frankel)

H beginntmit dem 1. April d. J. ein neues Abonnement Sie

H
vertritt die Interessen des vernünftigenFortschritts·indem

H
sie alle Zeitfragen durch Leit- und andere Artikel von die- k

H seni Standpunkte aus beleuchtet. — Jm Feuilletonbringt
H sieOriginal-Erzählun en. Gedichte ic. —- Durch einen Fra-
ii gekasten wird dem PublikumGelegenheit zu Besprechun-

en über gemeinnützigeAngelegenheiten geboten. — Die die-

serZeitunsstets erwiesene rege Theilnahme und deren be-
deutender eserkreis verspricht für Jnserate den günstigsten
Erfolg, worauf die geehrten Jnserenten noch ganz beson-
ders aufmerksam gemacht werden.

Wir bitten alle unsere Parteigenossen, auch die, welche
für unsere Stadt kein besonderesJnteresse haben, so erge-
benst wie dringend, das kleine Opfer des Abonnements, «

welches bei allen Königl.Post-Anstalten 1074 Sgr. beträgt,

E

ps-sq--»S

zu bringen, um unsere so viel gemaßregelteZeitung erhal-
ten uxid uns unsern Kampf erleichtern zu helfen.

Sorau, iin März 1866.
·

.

Die Expedition der ,,Sorauer Zeltnng.«
IMEWW

Trotz alledem und alledem,

giögen
die Zeiten noch so schwer sein, ja gerade deswegen wird

er

SIEddhckichchchåndhEsrsthhöå
»Bi"irger-und Bauernfreund«
redigirt von John Neitenbach, gedruckt bei Fr. Krauseneck
n. Sohn in Gumbinnen, mit dem "1. April beim Quartals-

ivechsel mit neuem Muthe in seiner volksthiimlichfien Sprache
weiter für die Volksfreiheit eintreten, zur rechten Zeit auf die

lüuftigen Wahlen einzuwirken suchen, nicht durch die bekannten
Mittel der Reaction, sondern durch Belehrung.

Da er jeden Freitag einen halben Bogen stark, oft mit Bei-

lage erscheint, außer zwckmäßiggewählterpolitischer Rundschau,
Widerlegung der Provinzial-Correspondenz, Belehrendes und

Unterhaltendes, oft alkchBilder bringt, aber »nur 4 Silber-

grofchen 6 Pfennige für das Vierteljahr kostet bet

eigener Abholung von der»Post,mit Bestellgeld auf deni Lande
7 Silbergroschen, richten wir an Gesinnungsgenossendie dringende
Bitte, gerade bei den jetzigen schweren Zeiten ihn ver-

breiten zn helfen, eben als Gegengift e en die schwe-
reii Zeiten und um ferner endlich großeren ei innigenZeitun-
tungen ein Feld zu erobern, wo bis Ietzt das Bedarfniß, eine

Zeitung zu halten, noch gar nicht gefuhlt wurde.

Annoncen, die Zeile 3 Silbergroschen, sinden durch ihn
in ganz Deutschland Verbreitung.

«

Die Herausgeber-

liiittlersMarienhöhe Th. Käswukm- Puspern.

Mit dem I, April beginnt ein neues Quartal auf das

Schulblatt
sur die Molkesciiullegrerder Provinz Preußen

Herausgegeben von duard Sack in Königsberg,
und bitten wir die Lehrer und alle Freunde der Volksschule und der

Volkslehrer das Abonnement auf dasselbe rechtzeitig —- vor dem
I. April —- erneuern zu wollen. Alle königlichpreußischenPost-
Anstalten nehmen jederzeit Bestellungen auf das ,,Schulblatt«
gegen Einzahlung von 10 Sgr. pro Quartal an.

Wir wenden- uns ausdrücklich»an alle Freunde der Volks-
ichule und der

Volksleprers
weil wir voraussetzetl, daß sie in ihrer

roßen Mehrheit un ere Ehrlichkeit und Treue in Bezug auf die

estrebungen für das Gedeihen der Volksschule Und die zur
unabweisbaren Nothwendigkeit gewordene amtliche und soziale
Besserstellung ihrer Lehrer anerkennen, sollten sie auch nicht mii
allen unsern Grundsätzen und der Art und Weise, wie wir sie
geltend machen, jedesmal einverstanden sein.
Königsberg, März 1866.

DieRedaktion des »Schulblatt.«

Hist-Erd ·:k"
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.« Ver age von

schienen:
Die preußisryebMilitärfrage

Un

das gesetz vom Z. September 1814.

Zum allgemeinen szständnißfür das Volk
kurz dargestellt

Von

Dr. Gustav Lerviristeim .

Bog. s. Preis 272 S r.

Diese Schrift, welchein einfacherund klarerWeise die bei LIE-
der Militärfrage in Betracht kommenden Fragenentwickelt,
wird Manchem willkommen sein, und ermöglichtder billige

reis edem die Ansclag. · . . .

ä·
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Die

. .. ..

Prenßisch-LittauiskheZeitung
(KiiniggbergerMorgenblaiy

·
(Redakteur: B. Stein)

wird auch i»n dem mit dem I. April c. beginnenden neuen Quar-
tal in unveranderterHaltung als ein Organ der demokratischenPartei

tägcgch
mit Ausnahmeder Tage nach den Sonn- und Festtagen

er einen.

Die täglichschwierigerwerdenden Preßverhältnissein· unserer
Provinz werden die Zeitung nicht verhindern, die Principien der
Demvkkatie nach allen Richtun en hin zu vertreten und alle wich-
tigen·Tagesftagen in Leitarti ein und Original -Correspondenzen
in dlesemSinne zu besprechen.

-

,

WichtigeNachrichten werden wirstets telegkssphlichsp schnell
wie jede andere Zeitung bringenz die Marktberichte und Kourse
von Berlin und Köni sberg so wie von den anderen bedeutenden

Plätzen der Provinz ta«glich. ·
« ·

Unsere Zeitung ist das in Littauen und Masuren bei Weitem

verbreitetste Blatt und eignetsich deshalb anz besonders zu An-

noncen, die in ihr den SWIMULeserkreisFinden »
,

«

Man abonnirtXIUf·PleZeitung bei allen Postamtern mit

1

Tålr.
15 Sgr. vierteljahrlich

umbinnen, tm März 1866.
Die Verlegken

Fr. Ktsauseneek G soim.
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Druck und Verlag von Franz Duncker in Berlin. — VerantwortlicherRedakteur und herausgeberiDr. G. Lewiiistein in Berlin.


